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321 Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzi 


Ausgegeben Danzig, den 2. Dezember 


Nr. 33 1926 


Inhalt. Verordnung betreffend die Feſtſtellung eines Nachtragshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1926 
(S. 321). — Verordnung betreffend die Feſtſetzung der Ausgabenhöchſtbeträge für die Haushaltsjahre 1927 und 1928 (S. 324). — 


Verordnu ng über die Erhebung eines Zuſchlages zur Einkommenſteuee (S. 324). — Verordnung zur Aenderung 
des Einkommenſteuergeſetzes (S. 325). 


74 Verordnung 
betreffend die Feſtſtellung eines Nachtragshaushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1926. 
Vom 30. 11. 1926. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt 

Seite 317 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel J. 

Der durch Geſetz vom 5. Mai 1926 (Geſetzblatt Seite 127) feſtgeſtellte Staatshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1926 wird abgeändert, wie aus dem als Anlage beigefügten Nachtragshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1926 hervorgeht. 

Der Staatshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1926 wird danach im Ordentlichen Haushalt 
auf 117 885 180 G Einnahmen und Ausgaben und im Außerordentlichen Haushalt in Einnahme und 
Ausgabe auf 7 565 000 G 8feſtgeſtellt. 

, Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 30. November 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Strunk. 
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(Spalte 7) Wird auf Anleihe übernommen. Vgl. B. 1. Außerordentliches. 
(Spalte 5 Die bisherigen Ergebniſſe der Bewirtſchaftung des Fonds für Erwerbsloſenfürſorge zeigen 
folgendes Bild: a 
Trotz der ſtarken Erhöhung des Etatsanſatzes für lfde. Erwerbsloſenfürſorge gegenüber 1925 von 
1248 000 G auf 6 980 000 G reicht der durch den Etat 1926 bereitgeſtellte Betrag nicht aus. 
Im Sommerhalbjahr 1926 (April / September) find 4 334 352,— G ausgegeben worden, alſo gegenüber 
dem Halbjahresetatsſoll mer „ „„ . 844 352,— G 
Für das Winterhalbjahr 1926 (Oktober 1926/ März 1927) wird mit durchſchnittlich 
etwa 12 000 Unterſtützungsempfängern für den Monat gerechnet. Demgemäß wird die 
Ausgabe auf rd. 5 000000, — 6 geſchätzt, alſo gegenüber dem Halbjahresetatsſoll mehr .. 1510 000,— G 
Zuſammen gegen den Etat mehr rd. 2 350 000,— G 
(Spalte 7) Bei Durchführung der Vorſchriften des im Entwurf vorliegenden Geſetzes zur Abänderung des 
Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge ergibt ſich eine Erſparnis von ſchätzungsweiſe jährlich 600000. — G, alſo 
FJ d N ern Pak HL 150 000,— G 


einnahme zu rechnen A 282 225 000,— G 


Zuſammen: 1 725 000,— G 

(Spalte 7) Die Mindereinnahme infolge Fortfalls der Lurusſteuer wird im Rechnungsjahre 1926 durch 
Mehrerträge bei der Umſatzſteuer in vollem Umfange ausgeglichen. Die Ausgabenerſparnis an 
Verwaltungskoſten nach Fortfall der Luxusſteuer beträgt für 1926 ſchätzungsweiſe. . . 12000,— G 
(Spalte 3) Die Mindereinnahme an Zöllen in Höhe von 5,2 Millionen Gulden verteilt ſich wie folgt: 
Vom 1. 4. bis 31. 8. 26 = 3,7 Millionen Gulden, 1. 9. 26 bis 31. 3. 27 rd. 1,5 Millionen Gulden. 

b ſomit zuſammen: 5 200 000, — G 

(Spalte 2) Die Mehreinnahmen an indirekten Steuern (ohne Tabakſteuer) werden nach dem bisherigen 
Aufkommen unter Berückſichtigung der Ausfälle bei einzelnen Steuerarten nach Schätzung des Landes- 
zollamtes im ige Wehr unn e ee 450 000. — 8 


die vorausſichtliche Mehreinnahme aus der Tabakſteuer bis 31. 12. 26 wird geſchätzt auf 718 000,— G 


(Spalte 3) Bei. Einführung des Tabalmonopols am 1. 1. 27 wird für Januar bis März 1927 mit 
einem Aufkommen von ſchätzungsweiſe 1,5 Millionen Gulden gerechnet, es entſteht gegen den Etat 
ein Ausfall von A NS rs RE 


Kürzung der Beamtengehälter für die Zeit 1. 1. bis 31. 3. 27 605 000,— G 
2. Erſparniſſe gegenüber dem Dahresfoll . . » .......«.. +. 780 000,— G 
3. Schärfere Heranziehung der Dienftwohnungsinhaber . . . . . _- 30 000,— G 
4. Kürzung der Bezüge der Angeftellten für die Zeit 1. 1. bis 31. 3. 27. 51 000, G 
5. Anderweite Regelung der Beitragspflicht zur eee . . « 16000,— G 
6. Kürzung der Bezüge der Penſionäre und Hinterbliebenen . . . . . 63 000, — G 1545 000,— G 


(Spalte 3) Entſprechend der Kürzung der perſonellen Ausgaben tritt auf der eee den 
3 


00,— G 
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75 sil Verordnung 
betreſſend die Feſtſetzung der Ausgabenhöchſtbeträge für die Haushaltsjahre 1927 und 1928. 
Vom 30. 11. 1926. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt 
Seite 317 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Einziger Artikel. 
Für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 werden für die Ausgaben des Ordentlichen des Staats— 
haushalts der Freien Stadt Danzig (nach Ausſchaltung der durchlaufenden Poſten) folgende Höchſt— 
beträge feſtgeſetzt: 


a) für das Rechnungsjahr 192ãĩ22ʒfꝗ⁰½n AA 77 045 120 G 
by. für das Rechnungsahr 10888 RE RT N 76 642 830 G. 


Danzig, den 30. November 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Strunk. 


76 Verordnung 
über die Erhebung eines Zuſchlages zur Einkommenſtener. Vom 30. 11. 1926. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 4 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt 

Seite 317 ff.) wird mit Zuſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
§ 1. 

Von ſämtlichen nach dem Einkommenſteuergeſetz vom 27. März 1926 (Geſetzblatt Seite 83) zu 
entrichtenden Einkommenſteuerzahlungen wird vom 1. Januar 1927 ab bis zum 31. Dezember 1928 
ein Zuſchlag erhoben. 

$ 2. 
Die Höhe des Zuſchlages beträgt 3 vom Hundert der nach dem Einkommenſteuergeſetz in 


Geſtalt von Vorauszahlungen, Abſchlußzahlungen und Steuerabzug vom Arbeitslohn zu entrichtenden 
Steuerbeträge. 
§ 3. 
Der Zuſchlag iſt gleichzeitig mit den Beträgen, von denen er berechnet wird, zu entrichten, und 
zwar erſtmalig 
a) von den am 15. Februar 1927 fällig werdenden Vorauszahlungen, 
b) von den Abſchlußzahlungen auf Grund der Veranlagung für 1927, 
c) bei Vornahme des Steuerabzuges von allen Lohnzahlungen, die für eine nach dem 31. De 
zember 1926 bewirkte Dienſtleiſtung gewährt werden ohne Rückſicht darauf, ob der Lohn vor 
oder nach dem 1. Januar 1927 ausgezahlt wird. 


8 4. 
Das durch die Erhebung eines Zuſchlages bewirkte Mehraufkommen an Einkommenſteuer fließt 
in voller Höhe dem Staate zu. 
f 8 5. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden in gleicher Weiſe beſtraft wie Zuwider— 
handlungen gegen das Einkommenſteuergeſetz. 
8 6. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1927 in Kraſt. 
87. 
Die zur Durchführung diefer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat gemäß 
§ 98 des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. März 1926. 
Danzig, den 30. November 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Strunk. 
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77 VBervrdnung 
zur Anderung des Einkommenſteuergeſetzes. Vom 30. 11. 1926. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 4 des Ermächtigungsgeſetzes vom 29. November 1926 (Geſetzblatt 
Seite 317 ff.) wird mit Zuſtimmung des Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. März 1926 (Geſetzbl. S. 83) wird wie folgt abgeändert: 
1. 8 45 erhält folgenden neuen Abſatz 5: 

„G) Der Abzug nach Abſatz 1 Buchſtabe a) kommt für ledige Perſonen mit Wirkung vom 
1. Januar 1927 ab in Fortfall.“ 

Abſatz 2 erhält folgenden Zuſatz: 

„Für die Dauer der Erhebung eines Zuſchlages zur Einkommenſteuer iſt die Abrundung 
in der Weiſe vorzunehmen, daß der Geſamtbetrag nach Hinzurechnung des Zuſchlages auf 
volle durch 20 Pfennige teilbare Beträge nach unten abgerundet wird.“ 
erhält folgenden neuen Abſatz 3: 

(3) Der Steuerabzug hat zu unterbleiben, wenn die gezahlten Bruttovergütungen den Betrag 
von 100 G monatlich, 24 G wöchentlich, 4 8 täglich, 0,50 G für die Stunde nicht 
überſteigen.“ 

58 Abſatz 3 erhält folgenden Zuſatz: 

„Für die Dauer der Erhebung eines Zuſchlages zur Einkommenſteuer iſt die Abrundung 
des Geſamtbetrages nach Hinzurechnung des Zuſchlages in der Weiſe vorzunehmen, daß 
Beträge bis zu 2½ P fortfallen, über 2½¼ P nach oben auf volle 5 P abgerundet werden.“ 

58 erhält folgenden Abſatz 4: 

n(4) Die Ermäßigung des Abſatzes 2 Ziffer 1 kommt für ledige und dieſen im Steuer⸗ 

abzugsverfahren gleichgeſtellte Perſonen vom 1. Januar 1927 ab in e 5 

6. Hinter $ 83 wird folgende Vorſchrift als $ 83 a eingeſchaltet: 

§ 83 a. 
Von dem tatſächlichen Aufkommen der Einkommenſteuer für die Zeit nach dem 

1. Januar 1927 erhält der Staat vorweg die aus der Vorſchrift der $$ 45 Abſatz 5 und 

58 Abſatz 4 fließenden Mehrerträge. 
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§ 2. 

Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1927 und der Maßgabe in Kraft, daß die Veränderung 
der Ermäßigungen nach § 1 Ziffer 5 erſtmalig Anwendung findet auf alle Lohnzahlungen, die für 
eine nach dem 31. Dezember 1926 bewirkte Dienſtleiſtung gewährt werden ohne Rückſicht darauf, ob 
der Lohn vor oder nach dem 1. Januar 1927 ausgezahlt wird. 


§ 3. 
Die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der Senat gemäß 
§ 98 des Einkommenſteuergeſetzes vom 27. März 1926. 


Danzig, den 30. November 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Riepe. Dr. Strunk. 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe Au. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die ane Stadt Danzig Teil 1 Ausgabe Au. B je 2,25 8, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil 3,00 G. Beſtellungen haben bei der pr Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 

Eineiidungsgebn bühren betragen für die oa eſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 
elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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